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Antrag 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Freiflächen-Photovoltaik ausbauen: land- und energiewirtschaftliche Nutzung sind kein 
Widerspruch 
 
 
I. Photovoltaik als bedeutender Baustein der Energiewende 
 
Die Photovoltaik in NRW ist eine wesentliche Säule für eine erfolgreiche Energiewende im 
Energieland Nr. 1. Zwischen 2010 und 2015 ist der Stromertrag aus Solarenergie von 1.797 
GWh auf 3.796 GWh gestiegen. Aktuell sind in Nordrhein-Westfalen rund 220.000 
Solaranlagen installiert. Damit liegt NRW hinter Bayern und Baden-Württemberg auf dem 
dritten Platz bundesweit. 19 Prozent des erneuerbaren Stroms in NRW kann zurzeit aus 
Photovoltaik gewonnen werden.  
 
Die Preisentwicklung bei Solarstrom macht deutlich, warum die bisherige Förderung sinnvoll 
war. So ist der Preis für Photovoltaikstrom in den letzten Jahren stetig gesunken: Fielen im 
Jahr 2005 für die Kilowattstunde Solarstrom noch durchschnittlich 40 Cent an Kosten an, so 
waren es zehn Jahre später weniger als 9 Cent. Laut einer Analyse von Kfw Research von 
Oktober 2016 belaufen sich die Stromgestehungskosten für neue Steinkohlekraftwerke 
zwischen 6,3 und 8 Cent pro Kilowattstunde und die für GuD zwischen 7,5 und 9,8 Cent pro 
Kilowattstunde. Damit ist die Solarenergie bereits jetzt konkurrenzfähig. Laut einer Studie des 
Fraunhofer Instituts für Solare Energiesysteme wird die Sonnenenergie bald sogar günstigste 
Energiequelle in Mittel- und Südeuropa sein. Bis 2025 werden sich die Kosten auf 4 bis 6 Cent 
pro Kilowattstunde verringern, bis 2050 auf 2 bis 4 Cent. Mit der Novelle des Erneuerbare-
Energien-Gesetztes, die 2017 in Kraft getreten ist, wird die Förderung für erneuerbaren Strom, 
einschließlich der Photovoltaik, auf wettbewerbliche Ausschreibungen umgestellt, um ein 
sukzessives Auslaufen der Förderung über marktwirtschaftliche Instrumente zu ermöglichen. 
Das Ausschreibungsverfahren hat zu einem Absinken der Förderung geführt. Die 
Zuschlagswerte der Solarausschreibung, die am 1. Februar endete, betrugen zwischen 3,86 
und 4,59 Cent pro Kilowattstunde laut Bundesnetzagentur. Der durchschnittliche, 
Zuschlagswert betrug demnach 4,33 Cent pro Kilowattstunde. In der letzten 
Ausschreibungsrunde 2017 betrug der Durchschnittswert noch 4,91 Cent pro Kilowattstunde. 
Die Photovoltaik wird also zunehmend wettbewerbsfähiger. Ihren weiteren Ausbau sollten wir 
weiter voranbringen, um so die Erreichung der Marktreife zu beschleunigen, den notwendigen 
Beitrag für den Ersatz konventioneller Kapazitäten zu erreichen und technologische Vielfalt im 
Sinne eines resilienten Energiesystems zu fördern. 
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II. Photovoltaik-Freiflächen für NRW ausweiten 
 

Für eine relevante Strommenge aus Photovoltaik bedarf es neben dem Ausbau der meist 
kleineren Dachanlagen, die bis 750 kW-Leistung von den Ausschreibungen ausgenommen 
sind und zu einem Festbetrag gefördert werden, eben auch größerer Anlagen, die 
entsprechend größere Flächen benötigen. Besonders geeignet sind dafür Konversionsflächen 
oder Industriebrachen. Aber auch Freiflächen, die in benachteiligten Gebieten liegen, bislang 
landwirtschaftlich genutzt wurden und deren Erträge gering sind, sollten dafür infrage kommen. 
Nur die Bundesländer Bayern und Baden-Württemberg haben dies bisher berücksichtigt und 
von einer Länderöffnungsklausel gemäß § 37c des EEG Gebrauch gemacht. Von insgesamt 
24 Zuschlägen in der Ausschreibungsrunde vom 1. Februar 2018 bezogen sich 11 erfolgreiche 
Gebote auf Ackerflächen in benachteiligten Gebieten. Dabei profitierten Bayern mit zehn 
Zuschlägen und Baden-Württemberg mit immerhin einem ausgewählten 
Solarfreiflächenprojekt. Im Jahr 2017 gingen im Rahmen dieser Regelungen insgesamt 30 
Zuschläge nach Bayern. Nordrhein-Westfalen ging bislang leer aus, weil es die rechtlichen 
Möglichkeiten in diesem Bereich nicht ausschöpft. Zu den regulativen Möglichkeiten kommen 
außerdem technische Entwicklungen hinzu, die es sogar erlauben, auf den fraglichen Flächen 
eine landwirtschaftliche Nutzung mit der Gewinnung von Sonnenstrom zu verbinden. So 
können Anlagen mit sogenannten bifazialen Modulen, d. h. Solarpanelen, die beidseitige 
Lichteinstrahlung verwerten können, zaunartig montiert werden und die Nutzung etwa als 
Weidefläche weiter ermöglichen. Ein moderater Ausbau von Freiflächen-Photovoltaik muss 
also keinen Widerspruch zwischen land- und energiewirtschaftlicher Nutzung bedeuten.  
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf,  
 
• von der Länderöffnungsklausel nach § 37c im EEG 2017 Gebrauch zu machen, und die 

Nutzung von geringwertigen Acker- und Grünflächen in benachteiligten Gebieten für 
Photovoltaik-Anlagen in NRW zu ermöglichen. 

 
• bei den geplanten Änderungen des Landesentwicklungsplans NRW die Nutzung 

landwirtschaftlicher Flächen für Photovoltaik-Anlagen zu ermöglichen, sofern sie für die 
landwirtschaftliche Nutzung keine wesentliche Beeinträchtigung bedeutet, anstatt sie 
generell und unabhängig von ihrer konkreten technischen Ausgestaltung zu untersagen, 
wie es bislang von der Landesregierung angestrebt wird. 
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